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Neue Mindestarbeitszeit festgelegt

Fast unbemerkt hat es zum 01.01.2019 

eine gesetzliche Änderung zum Mindest -

arbeitsvolumen im Teilzeit- und Befris-

tungsgesetz (TzBfG) gegeben. Gemäß 

§ 12 Abs. 1 S. 3 TzBfG gilt nun eine Ar-

beitszeit von 20 Stunden als vereinbart, 

wenn die Dauer der wöchentlichen Ar-

beitszeit nicht festgelegt ist. Bis zur 

Gesetzesänderung galt bei fehlender 

Festlegung eine Arbeitszeit von nur 

10 Stunden als vereinbart.

Die Regelung hat mit Blick auf die Mi-

nijobs und den gesetzlichen Mindest-

lohn für etwas Verwirrung gesorgt. Der 

Mindestlohn beträgt seit diesem Jahr 

9,19 Euro. Im Rahmen eines Minijobs 

darf der Arbeitnehmer also maximal nur 

noch 48,96 Stunden pro Monat arbeiten, 

um die Grenze von 450,00 Euro nicht zu 

übersteigen. Sofern also das Gesetz bei 

fehlender wirksamer Vereinbarung eine 

Festlegung auf nur 10 Stunden/Woche 

vorsah, war dies für den Status eines 

Minijobs weniger problematisch, weil 

die Maximalstunden trotzdem eingehal-

ten werden konnten. Wenn das Mindest-

arbeitszeitvolumen nun allerdings auf 

20 Stunden/Woche gesetzlich festgelegt 

ist, wird die Grenze von 450,00 Euro in je-

dem Fall überschritten.

Arbeit auf Abruf

Trotzdem können wir etwas Entwarnung 

geben: § 12 TzBfG betrifft die sogenannte 

Arbeit auf Abruf. Bei einer solchen ha-

ben Arbeitnehmer ihre Arbeit nach dem 

jeweiligen Arbeitsanfall zu erbringen 

und stehen für den Arbeitgeber daher 

kurzfristig auf Abruf bereit. Der Ge-

setzgeber wollte mit der Festlegung von 

Mindestanforderungen Arbeitnehmer 

besser schützen, um eine 

Ausreizung zu verhindern 

und mehr Planbarkeit 

für die Arbeitnehmer 

zu schaffen. Die Re-

gelung betrifft damit 

allerdings auch ei-

nen Sachverhalt, der 

in der Praxis wenig 

vorkommt. Vor allem 

spielt die Regelung ge-

rade dann keine Rolle, wenn 

die Arbeitsvertragsparteien einen 

schriftlichen Arbeitsvertrag geschlossen 

haben und dort auch die Arbeitszeiten 

wirksam festgelegt und geregelt haben. 

Arbeitsrechtliche 

Konsequenzen

Über die „20-Stunden-Regelung“ wird 

man also nur stolpern, wenn tatsäch-

lich kein schriftlicher Arbeitsvertrag 

mit festgelegter Arbeitszeit wirksam 

vereinbart wurde und dies vor allem bei 

einer Betriebsprüfung auffällt. In die-

sen Fällen wurde nämlich bisher auf die 

10-Stunden-Regelung zurückgegriffen, 

wenn der Arbeitgeber keinen Nach-

weis über die festgelegte Arbeitszeit 

vorweisen konnte. Wird bei fehlender 

vertraglicher Festlegung nun auf eine 

Mindestanzahl von 20 Wochenstunden 

abgestellt, handelt es sich nicht mehr 

um einen Minijob, weil die Grenze von 

450,00 Euro deutlich überschritten wird. 

Arbeitgebern können damit sowohl ar-

beitsrechtliche Konsequenzen drohen, 

weil sie fortan mehr Lohn zahlen müs-

sen. Vor allem drohen dann auch sozi-

alversicherungsrechtliche Nachzahlun-

gen. Es handelt sich zudem um einen 

Verstoß gegen des Mindestlohngesetz. 

Dies stellt eine Ordnungswid-

rigkeit dar, die mit einer 

Geldbuße von bis zu 

30.000 oder sogar bis 

zu 500.000 Euro ge-

ahndet werden kann.

Praxistipp

Arbeitsverträge sind im-

mer schriftlich zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 

vereinbaren. Dies betrifft auch Arbeits-

verhältnisse mit Minijobbern. Gerade 

hier ist es besonders wichtig, dass die 

wöchentliche Arbeitszeit wirksam und 

auch unter Berücksichtigung des ge-

setzlichen Mindestlohnes im Arbeits-

vertrag geregelt wird. Fehlt eine genaue 

Vereinbarung zum Arbeitsvolumen, gilt 

eine Mindestarbeitszeit von 20 Stunden 

pro Woche als vereinbart. Gerade auf-

grund der gesetzlichen Mindestlohn-

anforderungen kann es spätestens im 

Rahmen einer Betriebsprüfung für die 

Arbeit geberseite somit doch noch teuer 

werden. Von daher gilt: Lieber von An-

fang an die Arbeitszeiten in Arbeitsver-

trägen schriftlich festlegen. 
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